
gen — verlangt aber, daß jeder Beschluß prin-
zipiell wieder angezweifelt werden darf, ja so-
gar angezweifelt werden muß. Dazu bedarf es 
der institutionellen Absicherung nicht nur der 
freien Diskussion, sondern auch des Rechts 
der Parteimitglieder, nach einer (vom Präsi-
dium) für abgeschlossen erklärten Diskussion 
deutlich zu machen, daß der zu erwartende 
Mehrheitsbeschluß ihrer Auffassung nach nicht 
mit „Richtigkeit" und „Wahrheit" identisch 
sein muß. Dieser Frage kann man nicht einfach 
mit „Parteidisziplin" beikommen, sondern nur 
durch die institutionalisierte Duldung auch ab-
weichender Meinungen: „Die Entscheidungen 
über alle wichtigen Fragen und die Kaderbe-
setzung von Funktionen muß nach demokrati-
schen Regeln und durch 
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erfolgen" (S. ) 64). Eine „Opponentur" (S. 64) 
sollte möglich sein, da zum Beispiel die Be-
ziehungen zwischen Wissenschaft und Partei 
„nicht mit der Vorbereitung von Analysen 
und Unterlagen ende(n), sondern auf dem Bo-
den der Partei bei der Befolgung der durch die 
einzelnen Beschlüsse hervorgerufenen Prozes-
se fortgesetzt werden und so zur Realisierung 
und Kontrolle der Richtigkeit der Beschlüsse 
durch die Praxis beitragen soll" (S. 64/65).

64) Hervorhebungen vom Verfasser.
65) Darüber hinausgehend: V. Havel, Zum Thema 
Opposition, in: Nachrichten . . . , a. a. O., S. 108 bis 
119. Havel forderte ein Zwei-Parteien-System auf 
sozialistischer Grundlage, wobei als „Hinterland" 
einer neuen Partei der traditionelle Demokratis-
mus und Humanismus, bei der anderen Partei der 
Sozialismus stehen sollte.
66) O. Kirchheimer, Wandlungen der politischen Op-
position, in: ders., Politik und Verfassung, Frank- 
furt/M. 1964 (= edition suhrkamp 95), S. 123.

67) L. Revesz, Die geplante Parteiverfassung der 
CSSR, in: Prag 1968 — Analyse, TM 6, a. a. O., 
S. 107.
68) Ebda., S. 120/121.

Doch der Begriff der Opponentur65 ), dem bei-
nahe etwas Amtliches anhaftet, reicht schon 
nicht mehr aus, um den tatsächlichen demo-
kratischen Kontrollprozeß des Jahres 1968 zu 
klassifizieren. Eher könnte man mit Otto 
Kirchheimer von „loyaler Opposition" spre-
chen, wie sie aus der „klassisch parlamenta-
rischen Opposition" des 18. Jahrhunderts in 
England hervorgegangen ist: nämlich nicht 
— wie die „Opposition aus Prinzip" — mit 
dem Ziel, die sozialen und politischen Institu-
tionen umzustürzen 66 ).

Wir müssen noch ein wenig bei dem Problem 
der „führenden Rolle der Partei" verharren. Es 

erweist sich nämlich, daß das Ringen zwischen 
„ultrademokratischen" (Kirchheimer) und libe-
raldemokratischen Ansätzen ein leichtes Über-
gewicht für die letzteren ergeben hatte, was — 
ex negativo — die Veröffentlichung des Partei-
statuts vom 11. August 1968 zeigte: „Während 
das Aktionsprogramm vom April 1968 sowjeti-
scherseits nicht direkt abgelehnt wurde, hat 
man gegen einige Neuerungen des Statut-Ent-
wurfes noch vor dessen V
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scharf protestiert." )

Warum? Von der generellen Notwendigkeit, 
die ideologische Einheit der Partei in der So-
wjetunion zu wahren, haben wir schon gespro-
chen. Wir haben gesehen, daß dieses Prinzip 
sich erstens aus dem Rousseauschen und Le-
ninschen Demokratiebegriff legitimiert, und 
daß es zweitens eine gute herrschaftssichernde 
Position verleiht.

Das AP in Verbindung mit dem Statuten-Ent- 
wurf will diese beiden Prinzipien durch histo-
rische Erfahrungen und Inhalte der Errungen-
schaften liberaler Demokratie erweitern und 
dadurch natürlich „aufheben". 1. Das AP will 
die Legitimation der Führungsrolle der Partei 
als Resultante eines Meinungs- und Interessen-
wettbewerbs — vermittelt durch kritische Öf-
fentlichkeit — verstanden wissen. 2. Man will 
die Herrschaft grundsätzlich anzweifelbar ma-
chen, das heißt institutionelle Kontrollsiche-
rungen einbauen, die die absolutistische 
Machtausübung eines staatlichen Organs ver-
hindern sollen.

Zwar sollte auch weiterhin innerhalb der KP 
Fraktionsbildung nicht zugelassen werden, 
aber das Recht des Parteimitglieds, „bei Re-
spektierung und Erfüllung des Willens der 
Mehrheit die eigene Meinung aufrechtzuerhal-
ten und . . . die erneute Erörterung seines 
Standpunkts von der kompetenten Parteiorga-
nisation oder vom betreffenden Parteiorgan zu 
verlangen" (Art. 19) 68 ), schuf dazu faktisch 
die Möglichkeiten. Auch darf der Standpunkt 
der Minderheit ins Protokoll ausgenommen 
werden. Nur so könne demokratische Kontrol-
le erreicht werden.



Otto Kirchheimer zitiert in seinem Aufsatz 
„Wandlungen der politischen Opposition" 
einen viktorianischen Politiker (zustimmend), 
der „als Grundlage für das Funktionieren der 
Opposition" „das Recht der unterlegenen 
Gruppe, weiterhin von der Mehrheit zurückge-
wiesenen Meinungen öffentlich Ausdruck ge-
ben zu dürf 69en", betrachtet ).

Sehen wir, was zu diesem Problem von den 
leninistischen Demokratietheoretikern in der 
Pravda zu lesen war: . freie Meinungsäuße-
rung für die Minderheit, der Schutz der Rechte 
der in Minderheit gebliebenen Individuen" sei 
als eine „ernsthafte Gefährdung des uner- 
schütterlichen' Parteiprinzips des demokrati-
schen Zentralismus zu betrachten". „Ist es 
nicht klar, daß das sogenannte ,Recht der Min-
derheit' . . . die Einheit der Parteireihen 
schwächt? Und schließlich, kann man die Ver-
letzung des Willens der Mehrheit (. . .) als de-
mokratisch betrachten? Eine solche Erschei-
nung kann tatsächlich antidemokratisch ge-
nannt werden, . . . führt zur bürgerlichen Anar-
chie." 70)

Wir können also feststellen, daß das liberale 
Prinzip, den Gemeinwillen aus dem öffentli-
chen Konkurrenzprozeß der Meinungen und 
Interessen hervorgehen zu lassen, in der ÖSSR 
auf sozialistischer Basis wiederhergestellt und 
die (vorerst noch unzureichenden) institutio-
neilen Absicherungen geschaffen werden soll-
ten.

Um die sowjetische Ansicht zu charakterisie-
ren, zitieren wir J. Habermas, der J.-J. Rous-
seaus nicht-öffentlichen demokratischen Mei-
nungsbegriff einer m. E. richtigen Kritik un-
terzieht: „Die nichtöffentliche Meinung wird 
unter dem Titel einer anderen opinion pub- 
lique zum einzigen Gesetzgeber erhoben, 
und zwar unter Ausschaltung der Öffent-
lichkeit des räsonierenden Publikums ... Es 

bedarf nur des gesunden Menschenverstandes 
(bon sens), um das Gemeinwohl wahrzuneh-
men. Die einfachen, ja einfältigen Menschen 
würden durch die politischen Finessen der öf-
fentlichen Diskussion bloß irritiert; lange De-
batten gäben partikularen Interessen Auftrieb. 
Der Eintracht der Versammlungen stellt Rous-
seau die gefährlichen Einsprüche der Schönred-
ner gegenüber. Die volonte generale ist eher 
ein Konsensus der Herzen als der Argumen-
te." 71)

69) O. Kirchheimer, a. a. O., 124. In der Anmerkung 26 
des gleichen Aufsatzes hebt Kirchheimer hervor, 
„daß die Herausbildung und Anerkennung der 
Opposition zu den wesentlichsten und bedeutungs-
vollsten Leistungen der Geschichte der (liberalen, 
C. F.) Demokratie gehört".
70) P. Rodionov, Das unerschütterliche Prinzip der
marxistisch-leninistischen Partei, Kap. III., Pravda
vom 9. 7. 1968, S. 3—4. Abgedruckt in: Prag 1968 — 
Analyse, TM 6, a. a. O., S. 121/122.

Wenn irgendwo, so findet das liberale Prinzip 
der Redefreiheit seine natürliche Anwendung 
bei politischen Disputen über soziale Gerech-
tigkeit, über die Ziele des kollektiven und so-
zialen Handelns. Es geht dabei nicht nur um 
einen Fortschritt der Erkenntnis oder der 
Wahrheit, sondern auch darum, jedem legiti-
men Interesse Gehör und Einfluß auf den poli-
tischen Prozeß zu verschaffen: „Eine Stimme, 
die man zum Schweigen bringt, ist eine Be-
schwerde, die unterdrückt wird, oder ein Inter-
esse, dem jenes Maß von Befriedigung versagt 
bleibt, das ihm billigerweise zukommen müß-
te. 72" )

Wenn aber Geschlossenheit und innere Inte-
grität als wesentlicher Ausdruck von Persön-
lichkeit qua Definition beim System als Gan-
zem liegt, wirft sich das Ganze auch als Trä-
ger wahrer Subjektivität auf. Die vorgegebene 
Identität von Ganzem und Teil läßt die oft 
beschworene von Sozialismus und Demokratie 
zu. So wird selbstverständlich das herrschende 
System von Sozialismus zu „wahrem Sozialis-
mus", dem Demokratie immanent sei. In einer 
ideologiekritischen Wendung zog J. Strinka 
die Berechtigung, den Begriff „demokratischer 
Sozialismus" zu verwenden, aus dem Fehlen 
des Elements der „Freiheit im Sozialismus". 
„Demokratischer Sozialismus" heißt nämlich 
vor allem „der Aufbau einer solchen Gesell-
schaft, in der sich im größten Maß die Subjek-
tivität eines jeden einzelnen ihrer Angehöri-
gen, einer jeden natürlich entstandenen Grup-
pierung von Menschen und schließlich auch die

71) J. Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit. 
Untersuchungen zu einer Kategorie der bürger-
lichen Gesellschaft, Neuwied/Berlin 19652, S. 110/111. 
72) R. P. Wolff, Das Elend des Liberalismus, Frank- 
furt/M. 1969, S. 26 (In seiner Auseinandersetzung 
mit J. St. Mill, On Liberty).



gesamte Subjektivität der Gesellsch
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aft als 
Ganzes entfalten und zur Geltung bringen 
könnte" ).

Auch Marx’ Eintreten für die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Kritik ist bestimmt von 
der Einsicht, daß es „ohne Parteien keine Ent-
wicklung, ohne Scheidung kein(en) Fortschritt" 
gibt74). Denn „Einheitlichkeit in Denken und 
Handeln bedeutet nichts anderes als blinden 
Glauben und Kadavergehorsam" (Marx). So 
sind Öffentlichkeit und Diskussion 75 ) und 
eine freie Presse „das charaktervolle, vernünf-
tige sittliche 76Wesen der Freiheit" ).

73) J. Strinka, Gedanken über den demokratischen 
Sozialismus, in: Praxis, H. 1/2, Zagreb 1969, S. 260 
bis 265 (hier S. 263).
74) K. Marx, Der leitende Artikel in Nr. 179 der 

: „Kölnschen Zeitung", in: MEW, Bd. 1, Berlin 1956, 
S. 104.
75) K. Marx, Ein Komplott gegen die internationale 
Arbeiterassociation, in: MEW, Bd. 18, Berlin 1962, 
S. 346.
76) K. Marx, Rheinische Zeitung v. 12. Mai 1842, in: 
MEW, Bd. 1, Berlin 1956, S. 50 f.
77) J. Strinka, a. a. O., S. 262.

4. Die Entwicklung der sozialistischen Demo-
kratie und das neue System der politischen 
Leitung der Gesellschaft

Der Begriff „sozialistische Demokratie" soll 
ausdrücken, daß das politische System, „als 
Form des politischen Lebens der Gesellschaft, 
nur eine Komponente dessen ist, was wir als 
Ganzes als demokratischen Sozialismus be-
zeichnen" 77 ). Der Übergang zum demokrati-
schen Sozialismus erfordert eine Änderung 
des bisherigen Systems: Die Selbstverständ-
lichkeit, daß in der sozialistischen Demokratie 
— nachdem der „Staat der Diktatur der Arbei-
terklasse bei uns seine wichtigste geschichtli-
che Sendung erfüllt hat" (S. 65) — alle „For-
men der Aktivität des Volkes" vergrößert 
werden müssen, diese Selbstverständlichkeit 
steht am Anfang der Forderung der Reformer 
nach sozialistischen gesellschaftlichen Bezie-
hungen, in denen „breiteste Demokratie mit 
einer wissenschaftlich und fachlich qualifizier-
ten Leitung vereint" (S. 67) wird.

Wurden bisher im direktiven Leitungssy-
stem unmittelbare Interessen der Menschen 

eher als Hindernis betrachtet denn als Ansatz-
punkt für Innovationen, so muß jetzt wahre, 
teilnehmende Demokratie hergestellt werden. 
„Teilnahme des Volkes" darf aber nicht bedeu-
ten „Beteiligung an der Erfüllung der Direkti-
ven", sondern „Ermittlung der Richtigkeit der 
Entscheidung selbst" (S. 66). Das aber heißt 
gesellschaftlich vermittelte Selbstverwirkli-
chung des Individuums und seiner (engeren) 
Gruppeninteressen: „Unsere Demokratie muß 
der Tatkraft eines jeden einzelnen, eines je-
den Kollektivs, eines jeden Gliedes der Lei-
tung, gleichgültig auf welcher Stufe, einen 
breiteren Raum gewähren" (S. 67/68).

Ein rationaler Bezug zwischen den verschiede-
nen Organisationsstufen ist aber nur möglich, 
wenn klar abgrenzbar ist, wer welche Verant-
wortung trägt, damit ein System von Kontrol-
le und Verantwortlichkeit die selbständige Tä-
tigkeit aller Organisationen auch wirklich 
schöpferisch und konkret werden lassen kann.

Basis aller Aktivität ist die sozialistische Ver-
fassung der SSR. Das heißt, es wird keinen 
„politischen Kampf um die Macht im Staate" 
(S. 69) geben. Vielmehr stellt die Nationale 
Front eine „politische Plattform" dar, auf der 
alle Probleme offen ausdiskutiert werden kön-
nen. Das AP hält an der „ultrademokratischen" 
Fiktion der gegenseitigen Bindung von Volks-
organisationen und politischer (Volks-) Macht 
fest, insofern, als jede Organisation unmittel-
baren Zugang zur sozialistischen Staatsmacht 
(S. 70) erhalten soll.

Besonderes Gewicht erhält diese Auffassung 
durch die Zusage einer „verfassungsmäßigen 
Versammlungs- und Koalitionsfreiheit", die es 
den „Interessengemeinschaften der Arbeiter 
und anderer Werktätiger" erlaube, „ohne bü-
rokratische Einschränkungen und monopoli-
sierte Rechte irgendwelcher Organisationen" 
(S. 70) ihre Forderungen direkt und öffentlich 
kundzutun. Ein ganzes Geflecht von rechts-
staatlichen, verfassungsmäßigen Garantien 
und Institutionen muß diese demokratische In-
teressen- und Meinungskonfrontation sichern. 
Einschränkungen können nur durch ein Gesetz 
bestimmt werden, „und nur ein Gesetz kann 
festlegen, was gegen die Gesellschaft gerich-
tet, verboten und strafbar ist" (S. 70/71). Das 
bedeutet eine Absage an die oft willkürliche 
Einwirkung des Staatssicherheitsdienstes, der 



im Namen der monopolistischen Macht in 
Staat und Partei a priori eine einschüchternde 
Funktion ausübe. „Die Partei behauptet ganz 
klar, daß dieser Apparat nicht zur Lösung in-
nenpolitischer Fragen und Gegensätze in der 
sozialistischen Gesellschaft verwendet werden 
darf." Der Bindung der unabhängigen Gerichte 
„nur durch das Gesetz" korrespondiert die 
„völlige Unabhängigkeit der Advokaten von 
staatlichen Organen" (S. 82). Diese Art „sozia-
listischer Konstitutionalismus" 78 ) soll die 
„Entfaltung der für de
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demokratischen Dimension gewährleisten" ).

Niemand wird bestreiten wollen, daß die Ein-
führung fester Spielregeln der politischen De-
mokratie, von „Bürgerrechten", politischen und 
rechtlichen Garantien der persönlichen Freiheit, 
Rechtssicherheit und der politischen Gleichbe-
rechtigung, aus dem entwickelten Fundus der 
liberalen (Konkurrenz-)Demokratie stammen. 
Eine andere Frage ist es, wie diese liberal-
demokratischen formalen Voraussetzungen, 
um ein „leistungsfähiges Fungieren der sozia-
listischen Demokratie (zu) gewährleisten" 80), 
eine über den schon geschaffenen Bestand so-
zialistischer Maßnahmen — wie die Verstaat-
lichung der Produktionsmittel — hinausgehen-
de Dimension erhalten können. Das heißt auf 
der anderen Seite, wie über die Einführung 
liberaler Formen hinaus die „Entfaltung" der 
Demokratie aussehen soll. Deutlich wird auf 
jeden Fall, daß die Formen der Demokratie 
und ihre inhaltliche (sozialistische) Ausgestal-
tung in einem engen Wechselverhältnis zuein-
ander stehen. Daß nunmehr sozialistische De-
mokratie immer auch ein einzulösender An-
spruch ist, der durch den Begriff der Demokra-
tisierung in seiner teleologischen Dynamik 
richtig erfaßt wird.

78) V. Klokocka, Demokratischer Sozialismus. Ein 
authentisches Modell, Hamburg 1968, S. 45 (= Kon-
kret extra 1). Vgl. ferner P. Peska, Einige aktuelle 
Tendenzen des sozialistischen Konstititionalismus 
in der Tschechoslowakei, in: Die moderne Demo-
kratie und ihr Recht. Festschrift für G. Leibholz, 
Bd. 1, Tübingen 1966, S. 229—244.
79) R. Richta und Kollektiv, Für ein neues Mo-
dell ..., a. a. O., S. 530.
80) V. Klokocka, a. a. O., S. 45.

81) Ich beziehe mich hier neben dem Aktionspro-
gramm großenteils auf V. Klokocka, der ein Mo-
dell ausgearbeitet hatte, das aber keineswegs als 
endgültig betrachtet werden darf. Besonders bei den 
konkreten institutionellen Reformen macht uns der 
Experimentiercharakter der acht Monate einige 
Schwierigkeiten bei der Analyse.

Hier ist auch der Streit zu lokalisieren, der in 
der Bundesrepublik so unvermutet an Aktuali- 

tät gewonnen hat, ob eine Erweiterung der 
politischen Demokratie über das „Staatliche" 
hinaus möglich und auch wünschenswert sei. 
Die altliberale Position — immer noch im 
Dualismus von Staat und Gesellschaft befan-
gen — verneint das. Sie sieht die Selbstver-
wirklichung des Menschen im abgegrenzt pri-
vaten Bereich; das wird deutlich im Festhalten 
an der Grundposition liberalen Selbstver-
ständnisses, nämlich jedem Bürger als Aus-
druck seiner Freiheit die Qualität des Eigen-
tümers zusprechen zu können. „Freiheit durch 
Eigentum" ist auch heute noch die Hauptfor-
derung aller in der liberal-demokratischen Tra-
dition stehenden Parteien.

5. Sozialistisches Parlament — Pluralismus 
und öffentliche Meinung

Auch das „Herzstück" des Liberalismus, das 
Parlament, würde eine spezifische Erweiterung 
unter der Prämisse einer sozialistischen Demo-
kratisierung erfahren. Welcher Stellenwert 
ließe sich aber für das „sozialistische Parla-
ment", das „mit allen Funktionen" versehen 
sein sollte, „die ihm in der demokratischen Re-
publik zustehen" (S. 79), innerhalb eines „de-
mokratischen Sozialismus" ausmachen?81 )

In den Materialien, die für den außerordentli-
chen XIV. Parteitag der KP ausgearbeitet 
wurden, heißt es dazu allgemein: Die Entfal-
tung der sozialistischen Demokratie „erfordert 
sowohl die Ausnutzung der Möglichkeiten der 
repräsentativen Demokratie (besonders des 
Parlaments) als auch die Verbindung von di-
rekter und indirekter Demokratie, die Stär-
kung der Selbstverwaltung auf allen Gebieten 
des gesellschaftlichen Lebens (an den Arbeits-
stätten wie auch territorial), wo die Selbstver-
waltung die Schwächen der repräsentativen 
Demokratie zu überwinden vermag und die 
Bedingung für eine tiefere, freie Selbstbestim-
mung des Menschen und die Erweiterung sei-



ner wirklichen Teilnahme an den Entscheidun-
gen he 82ranreift." )

Dem allgemeinen Bedürfnis nach einer Kombi-
nation beider „Grundsätze politisch parlamen-
tarischer Demokratie mit dem Prinzip der di-
rekten Einflußnahme sozialer Interessen auf 
die Politik würde eine in
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stitutionalisierte 
Struktur von Vertretungskörperschaften (im 
Bund und im nationalen Rahmen) entsprechen, 
das auf dem Kammerprinzip beruht“ ).

Diese Kammern, deren Abgeordnete nicht in 
lokalen Wahlkreisen, sondern in den Arbeits-
stätten gewählt würden, könnten u. U. das 
Recht des Parlaments auf Gesetzgebung und 
Kontrolle dadurch einschränken, daß sie fach-
liche Stellungnahmen zu bestimmten Themen 
abgeben könnten mit einer „spezialisierten 
Vollmacht, z. B. Gesetzesanträge über ihr Ar-
beitsgebiet zur weiteren Beratung zurückzu-
verweisen" 84),  und gewisse Kontrollrechte 
gegenüber der staatlichen Verwaltung aus-
üben. Ungeklärt mußte noch das Verhältnis 
der Nationalausschüsse („in der fortschrittli-
chen Tradition der örtlichen Selbstverwal-
tung") (S. 78) als „Vertretungskörperschaften 
des Volkes" zu den oberen Organen bleiben; 
besonders deshalb, da die Selbstverwaltung in 
den Arbeitsstätten schon einen direkten Zu-
gang zu allgemeinen politischen Organen (Par-
lament) erhalten sollten.

Diese vorgesehenen Prinzipien gehorchen der 
Einsicht, daß eine „Teilung und Kontrolle der 
Macht" — liberales Prinzip der Gewaltentei-
lung — eine Garantie gegen Willkür (S. 79) 
darstellen könne, um für immer zu verhindern, 
daß es zu einer „allzu großen Konzentration 
der Macht innerhalb eines Gliedes, eines Ap-
parates oder bei einer Einzelperson kommt" 
(S. 80).

Als weiteres Moment einer Gewaltenteilung 
kann die Institutionalisierung eines „soziali-
stischen Plura 85lismus" )  angesehen werden, 

der aber nicht die Etablierung systemwidri-
ger Parteien zulassen sollte. Die Gretchenfra-
ge ist, wie der Bestand des sozialistischen Sy-
stems garantiert werden kann und soll. „Durch 
die privilegierte politische Machtstellung einer 
,hypersozialistischen' Kraft (Partei) . .. oder 
auf and
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ere Weise?" 8 ) Wie soll sich der 
oberste Staatswille bilden, das heißt, negativ 
gewendet: wie verhindert die Gesellschaft, 
„daß sich etwas als gesamtgesellschaftliches 
Interesse durchsetzt, was in Wirklichkeit aber 
nur die engen Interessen der Privilegierten 
meint?“ )

Da eine antagonistische Pluralität um Macht 
kämpfender Gruppen nicht mehr den Bedin-
gungen einer sozialistischen Gesellschaft ent-
spräche88), wäre die Lösung — bei gleichzeiti- 
der Integrationswirkung — von weiterhin be-
stehenden sozialen, natürlichen und traditio-
nellen pluralistischen Interessenkonflikten 
möglich auf einer prinzipiell unantastbaren, 
mit verfassungsmäßiger Bestandsgarantie ver-
sehenen sozialistischen Basis. Die durch die 
Autonomie der Gruppen gegebene freie Ent-
scheidung und Konfrontation ermöglicht gleich-
sam als Resultante einen demokratisch herge-
stellten obersten Staatswillen, der durch die 
jederzeit erfolgende Kontrolle und Revision 
von Entscheidungen nicht monistisch struktu-
riert werden kann. Die Schwierigkeit bestand 
nun darin, dieser Vielheit der pluralistischen 
Gruppen in der Einheit der Nationalen Fornt 
durch ein Wahlsystem gerecht zu werden, das 
— zumindest für eine 5- bis 15jährige Über- 
gansperiode — die Mehrheit für die KPC 
sichern würde, denn „Erwägungen über ein 
Wahlsystem in einer sozialistischen Demokra-
tie gestatten es nicht, die konkreten sozialen 
und politischen Voraussetzungen in einem 
Land zu abstrahieren" 89 ). Nicht zuletzt im Hin-
blick auf die Entwicklung in der Sowjetunion 
müßte man endgültige Lösungen der Zukunft 

82) Panzer überrollen den Parteitag, hrsg. v. J. Peli-
kan, Wien/Zürich/Frankfurt 1969, S. 126.
83) Ebda., S. 236.
84) Ebda., S. 237.
85) S. dazu: J. Släma, Die Entwicklung des soziali-
stischen Pluralismus, in: Nachrichten . . . , a. a. O., 
S. 191—196.

86) V. Klokocka, a. a. O., S. 50.
87) Ebda., S. 51.
88) Ebda., S. 50. Klokocka verweist auf die Ver-
handlungen des 18. Kongresses der KPF von 1967, 
die sich für die Anerkennung eines Mehrparteien-
systems in einem Prozeß des sozialistischen Auf-
baus aussprechen. Desgleichen die 14 Thesen der 
KPI v. 12. Juni 1965. Abgedruckt in: Ostprobleme, 
17. Jg. Nr. 18, Bonn 1965, S. 556—567.
89) Panzer überrollen den Parteitag, a. a. O., S. 239.



überlassen. Die Hoffnung war: je entwickelter 
der Sozialismus, desto geringer die Gefahr 
einer kapitalistischen Restauration; gerade 
deshalb seien Garantien der Demokratie im 
Sozialismus gleichzeitig Garantien für den So-
zialismus.

Explizit lehnte man allerdings eine sogenannte 
„Einigung" auf einen Einheitskandidaten ab; 
in der Zeit der revolutionären Durchsetzung 
des Rechts der Stärksten, das heißt der Arbei-
terklasse, könne das eine Notwendigkeit sein. 
Aber der „Übergang von einer Verfassung re-
volutionären Typs zu einer Evolutionsverfas-
sung und von der Verfassung a

90
ls Instrument 

zur Verfassung als Geschäftsordnung" ) be-
deute gerade die Etablierung eines „sozialisti-
schen Konstitutionalismus", der den sich diffe-
renzierenden Interessen wieder gerecht wird. 
Das imperative Mandat, das der Einheitskan-
didat von oben zugesprochen bekommen hatte 
als Auftrag zur Erfüllung der ihm gestellten 
Aufgabe, löschte die Individualität des Abge-
ordneten aus. Sein Gewissen existierte nicht, 
keine persönliche Entscheidung war möglich, 
da das „Gewissen nichts von persönlicher Ver-
antwortung" wissen darf91), wenn es als Ver-
treter des einstimmigen Willens der Mehrheit 
fungiert. Aus dieser negativen Erfahrung be-
gründet Klokocka die Wiedereinführung' des 
repräsentativen Mandats: „Das sozialistische 
Parlamentsmandat soll ... als ein repräsenta-
tives Mandat konzipiert sein, das dem Abge-
ordneten eine gewisse Selbständigkeit seines 
politischen Willens läßt und der politische 
Druck auf die parlamentarischen Repräsentan-
ten mit Hilfe der politischen Kontrollen de

92

s 
Parlaments und der Abgeordneten durch die 
öffentliche Meinung ausgeübt wird." )

90) V. Klokocka, a. a. O., S. 37. Hervorhebung vom 
Vers.
90) V. Klokocka, a. a. O., S. 46.
91) K. Kosik, in: A. Liehm, a. a. O., S. 254.

Wir können natürlich vermerken, daß die Wie-
dereinführung des Repräsentativsystems zu-
mindest insoweit liberale Züge trägt, als die 
Verantwortung des Abgeordneten nun nicht 
mehr allein in der Erfüllung einer (von oben) 
gestellten Aufgabe liegt, sondern darin, daß er 
die Interessen seiner Wähler im Parlament mit 
Gesinnungsgenossen auch gegenüber der Re-

gierung bzw. anderen politischen wie wirt-
schaftlichen Interessen vertreten muß. Das Par-
lament kann also selbst — zusammen mit 
einer fungierenden Öffentlichkeit — wieder 
das Forum einer rationalen Auseinanderset-
zung werden, deren Resultat der Kompromiß 
zwischen Gruppen- und Staatsinteresse sein 
kann. Ob auf sozialistischer Basis allerdings 
ein materiales Funktionieren des Parlamenta-
rismus im klassischen Sinn wiederherzustellen 
ist, kann zumindest mit einem Teil der Argu-
mente, die gegen die heutige Scheinfunktion 
des Parlaments in den liberal-demokratischen 
Staaten vorgebracht werden, in Zweifel gezo-
gen werden. Dennoch, meint Klokocka, sei das 
„keine Verherrlichung bürgerlich-demokrati-
scher Formen". Experimenten stehe das Mo-
dell weiter offen. Aber „nach den Erfahrungen 
mit der monolithischen Konzeption der soziali-
stischen Gesellschaft (in Form einer direkten 
Demokratie formalen Leninschen Rätesystems, 
C. F.), in der der Imperativ der Wähler Tar-
nung des realen Imperativs des Machtappara-
tes war, ist es ... zweckmäßig, ein repräsen-
tatives Ma 93ndat zu schaffen." )

Nur in einem Repräsentativsystem entfaltet 
sich das liberale Prinzip einer „räsonnierenden 
Öffentlichkeit". Wird es um den demokrati-
schen Begriff der Teilhabe erweitert, konstitu-
iert es neben dem Prinzip der „kritischen Pu-
blizität" — mit seinen Adressaten, den „reprä-
sentativen" Machthabern und Abgeordneten — 
auch die Organisation der Vermittlungsinstan-
zen: 1. der organisierten Interessen und 2. der 
informellen, allgemeinen politischen Meinung. 
Die Macht einer kritischen Öffentlichkeit unter 
sozialistischen Verhältnissen wurde während 
des Reformprozesses deutlich, öffentliche Mei-
nung blieb nicht nur auf das Recht zur freien 
Meinungsäußerung beschränkt, sondern war 
Katalysator zwischen Bevölkerung und Partei. 
Die Transparenz der gesellschaftlichen Proble-
me war besser gesichert als in einer kapitali-
stischen Gesellschaft; die demokratische Teil-
nahme war möglich und wirkungsvoller, da es 
— und das verdient festgehalten zu werden — 
nicht „jenes Ausmaß - nkontrollierter Entschei-
dungen hinter dem Vorhang ökonomischer In-
teressenkoalitionen gibt, da keine privaten In-

93) Ebda., S. 62. 



vestitionsentscheidunge
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n die demokratische 
Diskussion folgenlos machen" ).

Materielle Gleichheit ist also — trotz der Auf-
rechterhaltung von Warenbeziehungen und 
damit von Entfremdung — Voraussetzung für 
ein Wirksamwerden von politischer Öffent-
lichkeit, die selbst wieder — nach Habermas — 
entscheidende Bedingung für eine Demokrati-
sierun 95g ist ).

6. Zur neuen Wirtschaftspolitik

Wir haben die prinzipielle tschechoslowaki-
sche Kritik am zentralistischen Wirtschaftssy-
stem schon kennengelernt. Die konkret vor-
gesehenen Maßnahmen, die im Aktionspro-
gramm vorgeschlagen werden, zeigen noch 
deutlich den Übergangscharakter, in dem die 
Volkswirtschaft steckte. Die dort auftauchen-
den Schwierigkeiten waren nicht durch Prokla-
mation fertiger theoretischer Modelle zu be-
seitigen. So kann es hier auch nicht um eine 
detaillierte Darstellung vorhandener Modelle 
gehen. Vielmehr wollen wir fragen, wo „libe-
rale" und „sozialistische" Elemente zu finden 
sind, in welchem Zusammenhang man von 
einer „Demokratisierung der Wirtschaft" 
sprach.

Würde man den Meinungen einiger interna-
tional renommierter alt-liberaler Nationalöko-
nomen wie Milton Friedman glauben, wäre be-
reits jede Forderung nach gesamtgesellschaft-
licher Verantwortung großer Industrieunter-
nehmen wie auch der Versuch, den Wirt-
schaftsprozeß mit der Lebensgestaltung der 
Gesellschaft in Verbindung zu bringen, „rei-
ner Sozialismus". Von dieser Position aus er-
weisen sich alle ökonomischen Reformen im 
Ostblock, die eine effektive Verbindung natio-

naler makroökonomischer Erwägungen mit 
den an Marktkriterien gewonnenen mikroöko-
nomischen Entscheidungen auf Betriebsebene 
erreichen wollen, als strikt „sozialistisch". Die 
umstrittene Frage ist andererseits aber die, ob 
und in welchem Maß überhaupt Marktbezie-
hungen bzw. das Wertgesetz noch Bestandteil 
wahren sozialistischen Wirtschaftens sein kön-
nen.

Es sind drei Grundprinzipien, die die Reform 
der Wirtschaftspolitik bestimmen:

1. Das „sozialistische Eigentum": aber Ver-
neinung der Form, in welcher die Sozialisie-
rung bisher vollzogen worden ist, da sie neue 
Machtstrukturen eröffnet hat, die sich gegen 
die Werktätigen gerichtet haben.

2. Gesamtwirtschaftliche planmäßige Zielset-
zung, die die makroökonomischen Entwick-
lungsziele bestimmt.

3. Überwindung der Entfremdung des Men-
schen durch Mitbeteiligung (Selbstverwal-
tungsprinzip) eines möglichst großen Kreises 
von Menschen bei betrieblichen Entscheidun-
gen ).96

94) C. Schmidt-Häuer u. A. Müller, Viva Dubcek, 
Reform und Okkupation in der ÖSSR. Mit einem 
einführenden Bericht von H. Böll, Köln/Berlin 1968, 
S. 81.
95) S. besonders die S. 268—271 in: Strukturwandel 
der Öffentlichkeit, a. a. O. Dort entfaltet Habermas 
eine leorie, die die Folie für die Einordnung des 
Einflusses der öffentlichen Meinung in der ÖSSP 
bieten könnte. Vgl. auch ders. in dem Kapitel „Ver-
wissenschaftlichte Politik und öffentliche Meinung", 
in: Technik und Wissenschaft als „Ideologie",
a. a. O., S. 120—145.

Im Abschnitt „Volkswirtschaft und Lebensge-
staltung" (S. 84) des Aktionsprogramms wird 
die „grundsätzliche Veränderung im Mechanis-
mus der sozialistischen Wirtschaft" angespro-
chen: Abkehr vom Zentralismus, da er das 
richtige Wirken des Wertgesetzes — der 
Marktfunktionen — nicht erlaubt. Wie schon 
W. Brus in seinem Buch „Allgemeine Probleme 
der sozialistischen Ökonomik" 1961 nachge-
wiesen hat, ist das effektive Wirken des Wert-
gesetzes an dezentralen Entscheidungen auf 
Betriebsebene auf der Grundlage von Profi-
tabilitätserwägungen gebunden. Ein Gesell-
schaftskapital, das — bisher von der Bürokra-
tie verwaltet — die Menschen als Objekte hö-
herer Pläne zusammenzwang, hatte für die In-
dividuen nur abstrakten Charakter. Der Ver-
bindung von Ökonomie und Lebensgestaltung 
sollte nicht normativ bleiben, sondern die 
Wichtigkeit der Artikulation der individuellen 
Interessen und Bedürfnisse mit den allgemei-
nen Interessen und Zielen verbinden.

96) O. ‘k, Das Wirtschaftsmodell des demokrati-
schen Socialismus, in: Merkur, H. 4, 24. Jg., April, 
Stuttgart 1970, S. 364—382.



Mittel dazu ist das Selbständigwerden der 
ökonomischen Einheiten, die ihre Interessen 
mit dem der gesamtgesellschaftlichen Konzep-
tion auf dem „sozialistischen Markt" (S. 84) 
verwirklichen. Der Staat erhält deren Funktion 
aufrecht und vermittelt die langfristigen Inter-
essen durch eine indikative Globalplanung.

Die wirtschaftliche Rückständigkeit der CSSR 
wurde von allen Ökonomen dem administrati-
ven System angelastet, dessen unausbleibliche 
Konsequenz der Verlust von Initiative, Ver- 
antwortungs- und Qualitätsbewußtsein war. 
Das sozialistische Prinzip des „Rechts auf Ar-
beit" und die vornehmlich auf politischer Ent-
scheidung beruhende Weiterführung auch von 
unrentablen Unternehmen haben zu einer 
„Abstumpfung" der Wirtschaftspolitik geführt, 
da jeder, auch bei schlechtester Arbeit, damit 
rechnen konnte, existieren zu können: aber 
— so die Kritik — „es ist auf die Dauer nicht 
möglich .. ., daß man denen, die gut arbeiten, 
nimmt, und jenen, die schlecht wirtschaften, 
gibt" (S. 85). Also keine gleichmacherische 
(Lohn-)Politik, in der den gut wirtschaftenden 
Unternehmen der Gewinn zugunsten des Aus-
gleichs von Unrentabilität anderer Unterneh-
men abgeschöpft wird. Bisher sah man darin 
den Ausdruck von sozialistischer Solidarität, 
die aber nach Meinung der Kritiker ein falsch 
verstandener „Kommunismus" sei bzw. die 
historisch-ökonomische Situation außer acht 
lasse.

Vielmehr könne gerade eine sozialistische 
Volkswirtschaftsplanung durch vorausschau-
ende Infrastrukturpolitik frühzeitig die Um-
schulung von Arbeitern unrentabler Betriebe 
initiieren und dadurch soziale Härten vermei-
den.

In engem Zusammenhang mit dem Prozeß der 
allgemeinen Demokratisierung wird der Pro-
zeß der Demokratisierung der Wirtschaft gese-
hen, der aber „vor allem die Herstellung der 
Selbständigkeit der Unternehmen ... sowie 
ihre relative Unabhängigkeit von den Staats-
organen, die völlige und reale Gültigkeit der 
Rechte des Verbrauchers, seinen Konsum und 
seinen Lebensstil zu bestimmen" (S. 86), um-
faßt.

Aber auch die wichtigsten individuellen Rechte 
sollten davon betroffen sein: „das Recht auf 
freie Wahl der Arbeitstätigkeit, das Recht und 

die realen Möglichkeiten ... ökonomische In-
teressen bei der Schaffung der Wirtschaftspoli-
tik zu formulieren und zu vertreten" (S. 86).

Da durch die vorgesehene Selbständigkeit der 
Unternehmen die Arbeiter nun auch die un-
mittelbaren Folgen ihres Wirtschaftens spüren 
werden, sei es „unerläßlich notwendig, daß 
das ganze Arbeitskollektiv . . . auch auf die 
Leitung des Unternehmens Einfluß nehmen 
soll" (S. 87). Dabei wollte man sich die Tradi-
tionen „unserer Betriebsräte aus den Jahren 
von 1945—1948" (S. 87) nutzbar machen. Zwar 
würde die „unteilbare Autorität und Voll-
macht der führenden Mitarbeiter bei der Lei-
tung des Unternehmens" aufrechterhalten 
werden, aber immerhin hätten sie die Verant-
wortung für die, „Gesamtergebnisse ihrer Ar-
beit" gegenüber den demokratischen Organen 
und deren Kontrollfunktion zu tragen: „Diese 
Organe müssen ein unmittelbarer Bestandteil 
des Leitungsmechanismus der Unternehmen 
und dürfen keineswegs gesellschaftliche Orga-
nisationen sein (sie können daher nicht mit 
den Gewerkschaften identifiziert werden)" 
(S. 87).

Das ist insofern interessant, als auch die bis-
herige Rolle der Gewerkschaften (S. 87) — als 
Transmissionsriemen des demokratisch-zentra-
listischen Willens zu fungieren — den verän-
derten sozialistischen Produktionsbeziehungen 
angepaßt werden sollte 97 ).

97) Die Gewerkschaften diskutierten heftig die 
Frage der Selbstverwaltung und welcher Qualität
sie sein sollte. Jan Stern, Redakteur der Gewerk-
schaftszeitung Prace, meint, daß der demokra- 
tische Sozialismus ohne Selbstverwaltung „un-
denkbar ist. Wer es ablehnt, hat den Horizont des 
Staatskapitalismus geistig nicht überschritten“. 
Aber auch Stern nimmt in Abwägung der eventuel-
len Nachteile an, daß eine volle Selbst- und Mit-
verwaltung vorerst nicht möglich sein wird. Nur 
sollen sich die „Manager" ihre Legitimation von 
„unten" holen, und die Arbeiter sollen lernen, mit- 
zubestimmen. (Dokumentation . .., a. a. O., S. 290 
bis 294.) Auch Prof. Milos Kalab setzte sich auf dem 
VI. Kongreß der Revolutionären Gewerkschaftsbe-
wegung mit der Problematik von Rentabilität, Ar-
beitsproduktivität und den Perspektiven einer zu-
künftigen kommunistischen Selbstverwaltung aus-
einander. Er hegte den Verdacht, daß die Einfüh-
rung des formalen Gleichheitsprinzips das (kom- 
munistische) materielle Gleichheitsprinzip zurück-
drängen könnte. Die Rolle der Gewerkschaften 
könne sich nicht — wie im kapitalistischen Staat — 
allein auf eine Position („konsequente Selbständig-



Denn wenn in der gegenwärtigen Etappe des 
Sozialismus die Ware-Geld-Beziehungen vor-
herrschend sind, kann infolge der Anerken-
nung des arbeitsteiligen Tausches auch nicht 
von einer demokratischen Interessenidentität 
ausgegangen werden. Der durch „Konfronta-
tion der Interessen" definierte liberal-demo-
kratische Demokratiebegriff sollte in der Form 
der Institutionalisierung von Konflikten dazu 
beitragen, die Produktivität der Gesamtgesell-
schaft zu verbessern. Konkurrenzdruck könne 
einen objektivierenden Einfluß auf die Ent-
wicklung der Preise und vor allem der Produk-
tion ausüben, auch wenn der Markt nur un-
vollständig funktioniert. Die Wichtigkeit des 
Konkurrenzdruckes dürfe man nicht unter-
schätzen, da die bloße Gefahr, hinter der Tech-
nologie, Organisationsart und Qualität etc. an-
derer, auch ausländischer Betriebe hinter-
herzuhinken, stimulierend selbst auf oligo-
polistische 98 Unternehmen wirke ).

Kleine individuelle Unternehmen und Dienst-
leistungsbetriebe (S. 91) sollten die vorhande-
nen Marktlücken ausfüllen und die Produk-
tion elastisch ergänzen: Der wirtschaftliche 
Wettbewerb sollte also nicht nur in der Sphä-
re der Produktion, sondern auch in der des 
Verkaufs von Konsumgütern und Lebensmit-
teln (S. 89) wirksam werden.

7. „Die Rolle des Staates in der 'Ökonomik“

Wir ziehen auch hier Seluckys Analyse heran, 
weil er etwas deutlicher die mehr allgemein 
gehaltenen „Grundsätze" des Aktionsprogram-
mes ausführt: Die durchgängige Einführung des 
Marktprinzips in Politik und Wirtschaft als 
Ausdruck der „Existenz dei sich ständig er-
neuernden Widersprüche zwischen gesell-
schaftlichem und individuellem Interesse" ver-
bietet den staatlichen Organen, diese Wider-
sprüche zu unterdrücken. Sie dürfen nur zum

keit gegenüber dem Staat: Druck auf die nivellier-
ten Löhne, bessere Arbeitsbedingungen") beschrän-
ken, in: Prace, Nr. 58/1968. Abgedruckt in: SSR 
im Umbruch, Berichte/Kommentare/Dokumentation. 
Mit Beiträgen von G. Husak und E. Goldstücker, 
Vorwort von E. Löbl, hrsg. v. L. Grünwald, Wien/ 
Frankfurt/Zürich 1968, S. 121.
98) Vgl. dazu J. A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozia-
lismus und Demokratie, Bern 19502, S. 139/140.

Ziel haben, „Raum für ihr
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e Entfaltung und 
ihre Lösung zu schaffen" ).

Daß also die Staatsorgane den Unternehmun-
gen, Gewerkschaften etc. wie „selbständigen 
juristischen Subjekten gegenüber" (S. 93) auf-
treten, verstärkt die Annahme, daß das ab-
strakte (und damit ungerechte) Prinzip der 
Äquivalenz, also das Postulat der Gleichheit 
der Vertragspartner, ganz im Sinne liberaler 
Prinzipien funktionieren soll. Denn diese Be-
ziehungen können in ihrer idealtypischen Aus-
formung nur durch das Wertgesetz, durch die 
materiellen Interessen der Produzenten und 
Konsumenten, durch das Leistungsprinzip ge-
regelt werden: „Kein Betrieb kann den Ver-
tragsabschluß mit einem anderen Betrieb unter 
Berufung auf die eigene gesellschaftliche Be-
deutung oder di 100e Planaufgabe erzwingen." )

Nochmals erweist es sich als notwendig, auf 
Karl Marx' „Kritik des Gothaer Programms" 
hinzuweisen, wo er schreibt, daß „das gleiche 
Recht hier (in der Phase des Sozialismus, C. F.) 
daher immer noch — dem Prinzip nach — das 
bürgerliche Recht" ist, da das Prinzip des Wa-
renaustausches nur unter dieser Bedingung ar-
beiten kann101). Das Prinzip der direktiven 
Planung dagegen unternahm den Versuch 
— unhistorisch und unmarxistisch —, die „hö-
here Phase der kommunistischen Gesellschaft" 
insofern zu antizipieren, als man die notwen-
dig durch das „gleiche" Recht entstehenden 
Ungleichheiten (zum Beispiel der verschiede-
nen Leistungsfähigkeit der Arbeiter) durch un-
gleiches Recht vermeiden wollte.

99) R. Selucky, Reformmodell . . . , a. a. O., S. 87.
100) Ebda., S. 89.
101) K. Marx, Kritik des Gothaer Programms, 
a. a. O., S. 21.

Nur die Aufstellung des Volkswirtschaftspla-
nes (der der demokratischen Kontrolle der Na-
tionalversammlung sowie einer Fachkontrolle 
wissenschaftlicher Institutionen unterstellt 
würde) sollte zu langfristiger Entwicklung, 
zur Setzung von Prioritäten dem demokrati-
schen „Prozeß der gegenseitigen Konfrontation 
und Abstimmung verschiedenartiger Interes-
sen" (S. 92) unterliegen. Außerdem fiele der 
Regierung die Aufsicht über etwaigen Mono-
polmißbrauch zu: „Sie muß ein deutliches 
Übergewicht der Interessen der Bürger als



Verbraucher und höchste Träger der wirt-
schaftlichen Bewegung gewährleisten" (S. 93).

Im Aktionsprogramm wird aber klargestellt, 
daß man nicht zum „kapitalistischen Markt" 
zurückkehren wolle: Man habe den „soziali-
stischen Markt im Sinn, und nicht seine ele-
mentare, sondern seine gelenkte Nutzung" 
(S. 94). Danach wäre das Prinzip der Äquiva-
lenz insofern erstmals „rein" hergestellt, als 
tatsächlich niemand mehr anbieten kann als 
seine Arbeitskraft, also keine Kapitalanlage 
von Individuen möglich ist und die private An-
eignung und Verwertung des Profits entfällt. 
Auf der anderen Seite begründet Selucky die 
Trennung von politischer Macht und gesell-
schaftlichem Eigentum damit, daß in der kon-
solidierten sozialistischen Gesellschaft die 
Wirtschaft nicht mehr der politischen Lenkung 
zur Stärkung der sozialistischen Macht bedarf, 
daß also „machtpolitische Ziele aufhören, Sinn 
wirtschaftlicher Tätigkeit zu sein, und wirt-
schaftliche Ziele an ihre Stelle treten — die 
Wirtschaft wird also funktionell" 102).

Das ist nun ein entscheidender Punkt bei der 
Beurteilung des tschechoslowakischen Reform-
prozesses. Der Verlust der direkten Kontrolle 
der Parteiführung über den Ablauf des Wirt-
schaftsplans, das Selbständigwerden der Wirt-
schaft („Rückkehr zum Kapitalismus" 103 ) ), 
die Freisetzung der Bedürfnisse von unten, die 
Wiederbelebung des liberal-demokratischen 
Wettbewerbs und Konkurrenzprinzips — kurz: 
der Verzicht auf die „führende Rolle der Par-
tei" (und damit ein wichtiger Schritt zum Ab-
bau des „Staatskommunismus") war sicherlich 
der Hauptanlaß der Intervention der fünf 
Warschauer-Pakt-Staaten. Wobei hinzugefügt 

104

werden muß, daß gerade die Verquickung 
der Reformen von Wirtschaft und überbau den 
Anlaß ergab, denn inhaltlich-materiell lagen 
die Wirtschaftsreformen in der DDR und in 
Ungarn, ja sogar in der Sowjetunion auf der 
gleichen Ebene ).

P. Sweezy drückt das von einer links-soziali- 
stischen Position folgendermaßen aus: „Nein, 

die sowjetische Invasion der Tschechoslowakei 
hatte nicht die Absicht, den Trend zum Kapi-
talismus zu hemmen. Er geht in beiden Län-
dern vor sich ... Wovor die Führung der So-
wjetunion Angst hatte .. ., waren zwei Bedro-
hungen, eine, die ihre persönlichen Interessen 
betrifft, und eine andere, die sich auf die na-
tionale herrschende Schicht bezog, die sie re-
präse 105ntiert." )

Aber die militärische Lösung wird nur für 
kurze Zeit die Probleme überdecken können, 
vor die sich alle sozialistischen Staaten der 
Übergangsperiode gestellt sehen: Wie kann 
man die Wirtschaft rationalisieren, das heißt, 
wie kann man rationell und effektiv pro-
duzieren? Ist die Wiedergewinnung des Be-
griffs der „Marktrationalität" möglich unter 
Beibehaltung des „demokratischen Zentralis-
mus"? Um es vorwegzunehmen: Allein in der 
ÖSSR hat man gesehen, daß die Einführung 
von entscheidenden strukturellen Wandlungen 
in der Wirtschaft nicht auf diese beschränkt 
bleiben kann: „Darum müssen die Anstrengun-
gen, einen qualitativen Wandel herbeizufüh-
ren, um die alte Struktur zu überwinden, sich 
auf die Gesellschaft als Ganzes erstrecken, und 
nicht beispielsweise allein auf die Wirtschaft, 
vielmehr auch auf die politischen Beziehun-
gen 106." )

Die Schwierigkeit liegt in der Verknüpfung 
dieser Sphären. Es gilt also, in der Phase des 
entwickelten Sozialismus ein System zu fin-
den, das

1. den Produktivitätsfortschritt qualitativ bes-
ser verbürgt (Rationalisierung),

2. die Funktion und Aufgabe des Individuums 
als Subjekt miteinbezieht (Humanisierung),

3. die gesellschaftlichen wie Gruppeninteres-
sen zur Geltung kommen läßt (Demokratisie-
rung).

Hierbei zeigt sich, daß die Behauptung, 
„Markt" (als Ausdruck von Rationalität) und 
„Plan" (als Ausdruck einer demokratischen 
Wirtschaft) seien „lediglich Mittel, bestimmten

102) R. Selucky, Reformmodell..., a. a. O., S. 90.
103) Neues Deutschland, Berlin, 25. August 1968.
104) Siehe dazu: F. Schmid, Neue ökonomische Sy-
steme in der DDR und SSR, in: Das Argument, 
Berliner Hefte für Probleme der Gesellschaft, H. 39, 
Jg. 8, Aug. 1966, H. 4, S. 290—306.

105) P. Sweezy, Tschechoslowakei: Kapitalismus und 
Sozialismus, in: Zur Kritik der Sowjetökonomie, 
hrsg. v. P. Strotmann u. a., Berlin 1969, S. 109 
(= Rotbuch 11).
106) J. Strinka, Verschämter Dogmatismus und revo-
lutionäre Dialektik, a. a. O., S. 82. 



ökonomischen Aufgaben gerecht zu wer-
den" 107),  nicht ganz 108 richtig ist ).  Die Wie-
dergewinnung des Begriffs der Marktrationa-
lität ist von entscheidender Bedeutung. Im 
Aktionsprogramm heißt es: Fortschritt in 
der Wirtschaft sei durch die „Wiederbelebung 
der positiven Funktionen des Marktes" zu er-
reichen und durch eine „tiefgehende Umwand-
lung der Rolle des Wirtschaftsplanes von 
einem Instrument, das befiehlt, zu einem In-
strument, durch das die Gesellschaft auf wis-
senschaftliche Art und Weise die günstigste 
langfristige Orientierung ihrer Entwicklung 
findet" (S. 84) und dabei gleichzeitig Subjek-
tivismus vermeidet: „Die Volkswirtschaft be-
darf daher eines Mechanismus, der Spontanei-
tät (als Folge materieller Interessen) und Be-
wußtheit (ausgedrückt im zentralen Plan) dia-
lektisch 109 vermittelt." )

Diese Vermittlung drückt sich darin aus, daß 
die Gesetze der Markttheorie („wissenschaft-
liche Art und Weise") 110)  auf der Basis des 
kollektiven Eigentums ihre Wirkung entfalten 
sollen, das heißt, der Gewinn als zentraler 
Ausdruck von Marktmechanismen hat die Auf-
gabe der rationalen Zuordnung der Produk-

107) E. Altvater, Rationalisierung und Demokratisie-
rung. Zu einigen Problemen der neuen ökonomi-
schen Systeme im Sozialismus, in: Das Argument, 
H. 39, Jg. 8, Aug. 1966, H. 4, S. 269.
108) A. Lowe weist in seiner „Politischen Ökono-
mik" auf die normative Funktion hin, die „das Mo-
dell einer freien Marktwirtschaft... im politischen 
and kulturellen Wertsystem des Westens erworben 
hat... ganz unabhängig davon, inwieweit reale 
Märkte tatsächlich frei sind". Frankfurt/Wien 1965 
(= Politische Ökonomie. Geschichte und Kritik), 
S. 50.
109) E. Altvater, Rationalisierung .. ., a. a. O., S. 275. 
110) Lowe verweist auf die Ähnlichkeit zwischen 
den Kernproblemen einer Markttheorie und der 
Newtonschen Theorie der Mechanik, die Grundlage 
unseres naturwissenschaftlichen Denkens ist. 
A. a. O., S. 47. Richta und Kollektiv machen in „Zi- 
vilisation am Scheidewege", a. a. O., S. IV/10—11, 
aber schon auf die Überwindung dieser Konzeption 
aufmerksam. Diese habe von den Veränderungen 
auf seiten des Subjekts abstrahiert und die ob- 
jektive Welt, Natur und auch die Gesellschaft im 
Grunde zur Maschine reduziert. Die „Produktiv-
kraft Wissenschaft“ erweitere diese cartesianische 
Rationalität. „Kybernetik, Computer, interdiszipli-
näre Zusammenarbeit lassen eine methodische 
Grundlegung der Wissenschaft zu, die mit der Dy-
namik auf seiten des Objets wie des Subjekts 
rechnet.“ Vgl. dazu bereits K. Marx, Das Kapital, 
Bd. I. MEW Bd. 23, Berlin 1953, S. 389.

tionsfaktoren wie beim kapitalistischen Ge-
winn, kann aber durch den Fortfall der Appro-
priationsfunkti 111on ) (Konsumtions- oder Ak-
kumulationszwecke des Privateigentümers) 
„nun an die Stelle der privaten Unternehmer-
initiative' ... die Initiative aller an der Pro-
duktion Betei 112ligten treten lassen" ).

Effektive, auf Gewinn hinzielende Wirtschafts-
rechnung erfordert also Wirtschaften mit knap-
pen Mitteln, Leistungssteigerung, hohe quali-
tative Arbeitsproduktivität, hohe Flexibilität, 
das heißt schöpferische Reaktion auf die Be-
dürfnisse des Marktes (AP S. 85/86). Eine 
Rückverlagerung der wirtschaftlichen Aktivi-
täten auf die autonomen Betriebe, selbst für 
den Verkauf ihrer Waren zu sorgen, führe zum 
Wettbewerb und zur Verantwortlichkeit den 
eigenen Leistungen gegenüber, die eine 
schlichte Planerfüllung nicht notwendig nach 
sich zieht.

Dahrendorf nennt dieses idealtypische Prinzip 
die (liberale) Marktrationalität; Rationalität 
sei dabei ein quasi-ökonomischer Begriff: „Sie 
sucht ein Maximum an Ertrag mit einem Mini-
mum an Aufwand, zum Beispiel ein Maximum 
an Glück des einzelnen mit einem Minimum 
an politischer Entscheidung. Die Ordnung be-
ruht auf der Annahme, daß eine solche Ratio-
nalität des kürzesten Weges auch den einzel-
nen beherrscht, daß Menschen also in der Re-
gel nicht systematisch

113
 wider ihre Interessen 

handeln werden." )

Diese Art von Rationalität bringe „gleichsam 
von selbst die jeweils beste Lösung der poli-
tischen Probleme hervor" ). Kennzeichen sei 
das Fehlen inhaltlicher Normierung im Gegen-
satz zur planrationalen Ordnung, die alle Be-
dürfnisse und Entscheidungen vorhersieht und 
durch eindeutigen Bezug von Mittel und Ziel 
„den Ablauf vorherbestimmter Prozesse (kon-
trolli 115ert)" ). „Planrationalität setzt immer 
die Möglichkeit der Gewißheit voraus."  

111) Siehe dazu: P. Sass, Gesellschaftliche Aspekte 
der ökonomischen Reformen im sozialistischen Ost-
europa, in: Neue Kritik, Zeitschrift für sozialistische 
Theorie und Politik, Nr. 48/49, Aug. 1968, 9. Jg., 
Frankfurt/M. S. 34—49.
112) E. Altvater, Rationalisierung . .. , a. a. O., S. 276.
113) R. Dahrendorf, Markt und Plan. Zwei Typen 
der Rationalität, Tübingen 1966 S 5
114) Ebda, S. 7.
”115) Ebda S 8



Sie gerät damit leicht in die „Dogmatisierung 
des Irrtums". Marktrationalität dagegen läßt 
den prinzipiellen Zweifel gegen sich gelten, sie 
ist also nur negativ durch Falsifizierungskrite-
rien bestimmbar.
Dahrendorf formuliert nun die These, daß 
Markt ständig der „Ergänzung durch den Plan" 
bedarf bzw. dessen „Regeln nur wirksam" 
werden können, „wenn planvoll die Voraus-
setzungen ihrer Wirkung geschaffen wer-
den" 116), Markt und Plan sind unter allen 
Umständen enger miteinander verknüpft, als 
die begriffliche Scheidung es nahelegt. Ein li-
beraler Theoretiker hat damit eingesehen, daß 
Markt als Selbstzweck nicht Harmonie her-
stellt, sondern nur durch die als Ergebnis von 
Planrationalität gesetzten Normen wirksam 
werden kann.
In der ÖSSR kam man von der anderen Seite 
her zum gleichen Ergebnis. Es hat sich aller-
dings gezeigt, daß das Marktprinzip fast alle 
liberal-demokratischen Spielregeln im gesamt-
gesellschaftlichen Bereich notwendig mitein-
führte. Denn das Marktprinzip funktioniert 
eben unter bestimmten Voraussetzungen (Frei-
heit, Gleichheit, Autonomie, Kontrolle, Kon-
fliktbejahung etc.), die wiederurn selbst auch 
Vorbedingung sind für die Herstellung der ge-
sellschaftlichen Normen. Diese sind also nicht 
mehr Imperativ der Vorhut des bewußtesten 
Teils der Arbeiterklasse, sondern Resultante 
des Interessenkonflikts der verschiedenen ge-
sellschaftlichen Gruppen.
Bemerkenswert ist hierzu ein Aufsatz, der sich 
mit der (liberalen) Theorie des Konflikts und 
der (dialektischen) Theorie der Widersprüche 
befaßt 16). Der schon oben konstatierte „Ver-
lust der Dialektik" brachte eine Verkümme-
rung der Theorie der dialektischen Widersprü-
che mit sich, die doch „die Konzeption des 
Konflikts einschließt, aber gleichzeitig als un-
zertrennbaren Bestandteil auch die Konzeption 
des Einklangs, des Konsensus, der Integration 
beinhaltet" 18). Die bisherige Auslegung habe 
immer zu sehr diese Widersprüche als „Einheit 
der Widersprüche" angesehen, um so dem „an-
tagonistischen“ Charakter der Widersprüche 

116) Ebda., S. 13.
117) J. Klofäc und V. Tlusty, Die soziologische 
„Theorie des Konflikts“ und die dialektische Theo-
rie der Widersprüche, in: Soziale Welt, Jg. 16, 
Göttingen 1965, H. 4, S. 309—318.
118) Ebda., S. 310.

119) Ebda., S. 316.
120) Ebda., S. 318.
121) Siehe auch: R. Havemann, Dialektik ohn«
Dogma? Naturwissenschaft und Weltanschauung 
Reinbek 1964, S. 160 f., und: K. Rothschild, Bemer 
kungen zum Thema Sozialismus und Planung, in 
Kritik der politischen Ökonomie heute. 100 Jahrs
„Kapital“, Frankfurt/Wien 1968, S. 238.

zu entgehen, der nur im Kapitalismus vorherr-
schen dürfte. Die Betonung der prinzipieller
„Einheit" verdeckte erstens grundlegende Ge-
gensätze auch in der sozialistischen Gesell-
schaft (zum Beispiel den Gegensatz zwischen 
manueller und schöpferischer Arbeit) und
zweitens eine „bedeutende Quelle der Ände-
rung": das Entstehen von Disproportionen
zum Beispiel in der Wirtschaft führt zum Be-
wußtsein, „daß die Organisation und die Ar-
beitsteilung, die Methoden

119
 des Leitens und

Planens nicht adäquat sind“ ).

Am besten wäre es, wenn man aus allen ob-
jektiven „Erkenntnissen der soziologischen
.Theorie des Konflikts' Belehrungen schöp-
fen" 120 ) könnte, die sich eigentlich für die 
marxistische Theorie der dialektischen Wider-
sprüche von selbst ergeben sollten. „Es wäre 
sicher optimal, wenn Konflikte den Charakter 
von .wissenscha

121

ftlichen Streiten1 annehmen 
würden", deren Methode doch durch „trial and 
error“ )  bestimmt ist, das heißt mit Hilfe 
der Wissenschaft unter den existierenden Al-
ternativen die besten Lösungen zu ermitteln.

8. Marktrationalität und Demokratisierung

Dieser „trial and error"-Prozeß ist notwendig 
an den Rationalitätsbegriff gekettet, der vo-
luntaristische und subjektivistische Entschei-
dungen ausschließen soll. Demokratisierung 
(auf Betriebsebene) hieße jetzt, daß die Ent-
scheidungsträger sich demokratisch legitimie-
ren, das heißt, sich der Kontrolle und der Ab-
wahl unterwerfen müssen. Hier zeigt sich wie- 
der der soziale, teilnehmende Begriff: Die „Un-
ternehmerinitiative" wird durch die materiel-
len Interessen und die schöpferische Aktivität 
der Werktätigen ersetzt, die selbst das größte 
Interesse an einem hohen Gewinn „ihres" Un-
ternehmens haben.

Der Widerspruch zwischen Plan und Markt be-
zeichnet einen wesentlichen Widerspruch im 
Sozialismus als einer Ubergangsphase, der



noch lange bestehenbleiben wird. „Was den 
Sozialismus im Gegensatz zum Kapitalismus 
charakterisiert, ist nicht das Bestehen oder 
Fehlen von Marktmechanismen, von Geld und 
Preisen . .. Die Tendenz der Entwicklung auf 
der Ebene der Formen (Anwachsen oder Zu-
rückdrängen von Marktformen) ist ein Index 
der Entwicklung sozialer Beziehungen" 122),  
die in den ökonomischen Mechanismus die 
grundlegende Überwindung der Entfremdung 
einbeziehen. Hier gewinnt die Funktion und 
das Ziel einer Arbeiterselbstverwaltung zur 
Aufrechterhaltung der sozialen Perspektive 
ihre Kraft: „Die (ökonomischen, C. F.) Voraus-
setzung aber richtig zu nutzen, bedeutet Me- 

’ thoden der Produktionsleitung zu finden, die 
dazu beitragen, den schwierigen Prozeß der 
Transformation des Menschen in ein bewuß-
tes Glied der gesellschaftlichen Produktion 
voranzutreiben, zu einem Wesen also, das fä-
hig ist, die ganze Komplexität der Ziele, die 
die Gesellschaft zu erreichen sucht, zu verste-
hen und damit seine eig

123
ene Rolle in diesem 

Bemühen." )

Wir sehen also, daß der Begriff der „inhaltli-
chen" Demokratie auf dem formalen Demokra-
tiebegriff aufbaut und gleichzeitig über ihn 
hinausgeht, als er die bewußte gesamtgesell-
schaftliche Beziehung (Rationalität) herstellt. 
Auch die Demokratisierung zentraler Entschei-
dungen bedarf des formalen Demokratiebe-
griffs, der politischen Demokratisierung, das 
heißt der Möglichkeit der Wahl. Der Prozeß 
demokratischer Willensbildung, der zur For-
mulierung von Alternativen führt, sollte im 
„sozialistischen Konstitutionalismus" seine 
institutionelle Absicherung finden.

Die Demokratisierung auf und durch den 
Markt, die die Konsumentensouveränität her-
vorhebt, war zumindest in der Diskussion um-
stritten. Selucky und Löbl wollten auch makro-
ökonomische Entscheidungen dem Markt über-
lassen, was der These der Trennung von Staat 
und Wirtschaft korrespondiert. Falls das die 
vorherrschende Meinung geworden wäre, hätte 
man also in der CSSR tatsächlich den Markt zur 
Basis jeglicher Konsumentendemokratie ge-

122) C. Bettelheim, über den Übergang vom Kapita-
lismus zum Sozialismus, in: Zur Kritik der Sowjet-
ökonomie, a. a. O., S. 115.
123) W. Brus, Allgemeine Probleme der sozialisti-
schen Ökonomie, Warschau 1961, S. 278.

macht, wäre der Vorwurf der Rückkehr zum Li-
beralismus (frühkapitalistischer Art) berechtigt 
gewesen. Aber erstens war die Diskussion dar-
über offen und zweitens stand man dem ik- 
sehen Modell im Aktionsprogramm allgemein 
näher, das nämlich — sehr viel realistischer — 
die vollkommene Konsumentensouveränität 
zurückweisen würde: denn „gerade die be-
wußte Verbindung der Verteilung mit der not-
wendigen Produktionstätigkeit . . . orientiert 
die Interessen aller Menschen auf eine ge-
sellschaftlich notwendige Produktionstätig-
keit" 124 ), auf die Verbindung von unmittelba-
ren individuellen und langfristigen gesell-
schaftli 125chen Interessen ).

124) O. Sik, Plan und Wirtschaft.. ., a. a. O., S. 198.
125) Abgedruckt in: Dokumentation..., a. a. O., 
S. 106 ff.
126) Zu diesem Komplex: K. P. Hensel u. Mitarbei-
ter, Die sozialistische Marktwirtschaft in der Tsche-
choslowakei, Stuttgart 1968 (= Schriften zum Ver-
gleich von Wirtschaftsordnungen, H. 12), bes 
S. 87—98.

Ota ik hatte bereits auf dem XIII. Parteitag 
der KPC in seinem Beitrag „An der Schwelle 
einer neuen Entwicklungsetappe der sozialisti-
schen Volkswirtschaft" 126)  auf diesen Punkt 
hingewiesen: Man dürfe nicht in den Fehler 
verfallen, die augenblicklichen Schwierigkei-
ten der „neuen Entwicklungsetappe der sozia-
listischen Wirtschaft, und folglich auch unserer 
Gesellschaft", damit hinweg zu eskamotieren, 
daß man den „Kommunismus als Ziel" habe, 
denn das sei „eine allzu nebelhafte und ent-
fernte Vision. Es ist notwendig, daß die lang-
fristigen Ziele in einer etwas konkreteren Form 
ausgedrückt werden." Hier hebt Sik die Lei-
stungen von Richta und Kollektiv hervor, die 
Frage der „wissenschaftlich-technischen Revo-
lution, ihre sozialen Zusammenhänge und ihre 
Bedeutung für unseren Weg zum Kommunis-
mus" ausgearbeitet zu haben. Mir scheint wich-
tig, darauf hinzuweisen, daß der allgemeine 
Demokratisierungsprozeß von einem so ein-
flußreichen Mann, den Sik darstellte, auch in 
einer mittelfristigen Theorie mit dem Weg 
zum Kommunismus verknüpft wurde.

Ich möchte hier noch einmal kurz erwähnen, 
wie die „Probleme des Lebensniveaus, der Kul-
tur", wie der Bürger als „Konsument" mit der 
Reform der Wirtschaftspolitik, wie die wissen-
schaftlich-technische Revolution mit der Demo-
kratisierung und Humanisierung der Arbeit 



verbunden waren, die eine Marxsche Perspek-
tive freilegten:

Die Gestaltung und Entwicklung der Subjekti-
vität der Menschen hängt im Sozialismus da-
von ab, ob es ihm gelingt, ein „solches System 
von Zivilisationsregeln (ökonomischen For-
men, die den sozialistischen Unternehmungs-
geist und solche gesellschaftspolitische For-
men stimulieren, die demokratische Aktitität 
freisetzen) zu entwickeln", das gleichzeitig 
eine „Optimierung (nicht nur die rein quanti-
tative Maximierung, C. F.) des Wachstums der 
Produktivkräfte" und „eine wesentliche und 
stetige Erweiterung der Lebensprozesse aller 
gestattet". Ohne in den „geschlossenen selbst-
zweckhaften Kreis" der kapitalistischen Kon-
sumgesellschaft zu verfallen, müsse auch die 
sozialistische Gesellschaft „eine Zeitspanne ge-
steigerten Massenkonsums" dur 127chlaufen ),  
die den Menschen aus der Sphäre der Notwen-
digkeit befreit und gleichzeitig Stimulus ist 
für die „Befriedig

128
ung und Gestaltung neuer 

und höherer Bedürfnisse" ). Der Sozialismus 
muß „Schritt für Schritt das Profil der mensch-
lichen Arbeit verändern und die Arbeitszeit 
verkürzen; er muß moderne Projekte zur .Hu-
manisierung der Arbeit' entwerfen, die den ge-
sellschaftlichen Charakter der Arbeit rationell 
ausnützen, die arbeitsteilige Zersplitterung 
kompensieren (durch schöpferische
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 Aufgaben, 
geistige Arbeit und Mitbestimmung, C. F.), ... 
die Kultur der Arbeit heben." )  „Erst mit 
dieser doppelten Vermittlung — mit Hilfe von 
Gesellschaftsformen, die eine Umwandlung der 
gesamten Zivilisationsbasis und damit wieder-
um Motive zur menschlichen Entfaltung her-
vorbringen — kann der Mensch die Entirem-
dung überwinden, die Umkehrung zwischen 
Subjekt und Objekt, die in der Industriezivili-
sation enth 130alten ist." )

Auch diese Dialektik von technischer Zivili-
sation und ihrer möglichen humanistischen 
Entwicklung ist nicht bloß ein utopisches Ge-
mälde. Ganz in der realistischen Exegese von 
Marx' „Grundrissen" stehend, sind die Auf- *

127) R. Richta, Die wissenschaftlich-technische Revo-
lution .., a. a. O., S. 202/203.
128) R. Richta und Kollektiv, Für ein neues Mo-
dell ..., a. a. O., S. 533.
129) Ebda., S. 532.
130) R. Richta, Die wissenschaftlich-technische Revo-
lution ..., a. a. O., S. 203.

gaben der nächsten Zukunft (Entfaltung aller 
Produktivkräfte — Mitbestimmung) mit dem 
allmählichen Übergang (Verkürzung der Ar-
beitszeit — Kompensation der noch notwendi-
gen manuellen Arbeit) zum Kommunismus 
(Umkehrung zwischen Subjekt und Objekt) 
verknüpft. Erst hier wird eine tendenziell mög-
liche Überwindung von Entfremdung und wah-
re Selbstver 131waltung möglich sein ).

So erweist sich auch unsere Themenstellung 
als zu kurz gegriffen: Die am Beginn des Re-
formprozesses noch vermutete bloße Liberali-
sierung und Technokratisierung des politi-
schen und wirtschaftlichen Bereichs wurde be-
reits im Aktionsprogramm mit einer Perspekti-
ve konfrontiert, die man schwerlich bei einer 
der (liberal-)demokratischen Parteien des west-
lichen Europa wird finden können: „Wir wol-
len an den Aufbau eines neuen, zutiefst demo-
kratischen und den tschechoslowakischen Be-
dingungen entsprechenden Modells der sozia-
listischen Gesellschaft herangehen ... Nun 
fällt auch uns die Aufgabe zu, uns den Weg 
unter unbekannten Bedingungen zu bahnen, zu 
experimentieren, der sozialistischen Entwick-
lung einen neuen Charakter zu geben, wobei 
wir uns auf schöpferisches marxistisches Den-
ken und die Erkenntnisse der internationalen 
Arbeiterbewegung stützen und uns auf wahr-
haftes Verständnis für die Bedingungen der 
sozialistischen Entwicklung der Tschechoslo-
wakei verlassen wollen, als eines Landes, das 
vor dem Antlitz der internationalen kommuni-
stischen Bewegung die Verantwortung dafür 
trägt, wie es eine relativ hochentwickelte ma-
terielle Basis, ein ungewöhnliches Niveau der 
Bildung und Kultur des Volkes und unbestreit-
bare demokratische Tradition zugunsten des 
Sozialismus und Kommunismus zu nutzen ver-
steht. Niemand könnte uns verzeihen, wenn 
wir diese Chance versäumen und dieser Mög-
lichkeit entsagen würden" (AP, S. 119).

131) Eine ähnliche Einschätzung gibt A. Hegedüs, 
Die soziale Kontrolle in der sozialistischen Wirt-
schaft, in: Jahrbuch für kritische Aufklärung, 
a. a. O., S. 175. Pessimistischer ist M. Markovic, 
Dialektik der Praxis, Frankfurt/M. 1968 (= edition 
suhrkamp 285), S. 150: „Es wäre eine unverzeih-
liche Naivität und ein Unsinn, davon zu sprechen, 
daß einmal eine Situation entstünde, in der alle 
Werktätigen unmittelbar über alle Schlüsselfragen 
entscheiden", wo „keinerlei Bedürfnis... bestünde 
nach mittelbarer, stellvertretender Demokratie".



IV. Zur Kritik am Reformprozeß

Es scheint verhältnismäßig müßig, herausar-
beiten zu wollen, wo in einem sozialistischen 
Land „liberale", „demokratische", „bürgerli-
che" oder andere Begriffe wiederentdeckt und 
-belebt werden, wenn sie auf sozialistischer 
Basis „aufgehoben" sind. Nun mag man — wie 
Kalivoda, dem ich mich prinzipiell anschlie-
ße — der Meinung sein, daß letztlich Marx die 
Synthese von Liberalismus und Sozialismus 
bereits vollzogen habe. Dennoch scheint es mir 
berechtigt, auf die Stellen hinzuweisen, wo 
überall ein bewußter Rückgriff auf die forma-
len Freiheiten der liberalen Demokratie, die 
Formen der politischen Demokratie getan wur-
de als Voraussetzung der entwickelten sozia-
listischen Gesellschaft. Man mag einwenden, 
daß das Markt- oder Marginalprinzip, die „Ef-
fektivität" und Rationalisierung gar keine li-
beralen Prinzipien seien, sondern daß sie eben 

132zur „oeconomica pura" )  gehörten. Doch 
scheint mir das mehr einem negativen Vorur-
teil den Errungenschaften der liberalen Demo-
kratie gegenüber zu entspringen als ernsthaf-
ter Analyse. Denn genausowenig wie die Tren-
nung in formale und inhaltliche Demokratie 
guten
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 Gewissens aufrechterhalten werden 
kann (beide Prinzipien haben ihre bestimmten 
normativen ) bzw. formalen Folgen 134 ) , 
genausowenig läßt sich das Wirtschaften mit 
knappen Gütern von der Entwicklung des Ka-
pitalismus, der rationalen Verwaltung, des for-
malisierten Rechts und dergleichen tren-
nen135). Mir scheint wenigstens die Antwort, 
die wir implicite bei den Reformern gefunden 
haben, plausibel: Der bewußte Durchmarsch 
durch die Phase des Sozialismus bedarf einer 
hochentwickelten Tauschgesellschaft, die die 
spezifischen Nachteile der kapitalistischen

132) So G. Rittig, Sozialismus und Liberalismus, in: 
Neue Gesellschaft, Jg. 1, H. 1, Juli/Aug. 1954, S. 42 
bis 53.
133) Siehe die Analyse von Lowe, a. a. O., S. 50.
134) Alexander Dubek macht diese Verschränkung 
deutlich: Demokratie bezeichnet er 1. als Methode 
zur Lösung von Problemen und 2. als Anerkennung 
der Verbindlichkeit gefaßter Beschlüsse, die auf 
demokratische Weise erarbeitet sind, mit aktiver 
Teilnahme aller, die sie angehen. Interview vom 
11. 4. 1968 in Rud Prävo, abgedruckt in: Prag 1968 
— Dokumente (TM 5), a. a. O., S, 123.
135) S. dazu: J. A. Schumpeter, a. a. O., S. 198 ff.

Tauschgesellschaft schon abgelegt hat. sowie 
einer entwickelten politischen Demokratie, die 
die materialen Verbesserungen (siehe „Öf-
fentlichkeit“) im Sozialismus erst richtig zum 
Tragen kommen lassen kann. Dennoch möchte 
ich zum Schluß auf die Kritik eingehen, die 
von verschiedenen sozialistischen Seiten am 
Reformprozeß geübt worden ist.

Nur kurz brauchen wir auf die sowjetmarxi-
stische Kritik, die sich auch auf die Verteidi-
ger ihrer Positionen in der Bundesrepublik be-
zieht, einzugehen. Wir haben sie implizit be-
reits kennengelernt. Vielleicht ist es noch in-
teressant, ihre Beurteilung des „Manifests der 
2000 Worte" zu erfahren, um uns so die Wich-
tigkeit erklären zu können, die dieses Doku-
ment für die Sowjetunion — hochgespielt oder 
nicht — erhalten hat. Aber eine ernsthafte 
Auseinandersetzung scheitert bei allen dogma-
tischen Marxisten-Leninisten an der Infrage-
stellung der führenden Rolle der Partei. Ich zi-
tiere aus dem sowjetischen „Weißbuch": „Die 
Autoren der ,2000 Worte' verleumden die KPÖ 
und die sozialistische Ordnung, indem sie be-
haupten, daß die angeblich .fehlerhafte Linie 
der Führung diese Partei aus einer politischen 
Partei und einem ideologischen Bund in eine 
Großmachtorganisation verwandelt' habe, daß 
das .Parlament Probleme zu erörtern, die Re-
gierung zu regieren, die Direktoren zu leiten 
verlernt' hätten und daß ,die Kommunistische 
Partei keinen Dank verdient'. In den .2000 
Worten' wird im Grunde genommen die bür-
gerliche Tschechoslowakei verherrlicht und aus 
den Sympathien für die kapitalistische Ord-
nung kein H 136ohl gemacht." )

Zur Entlarvung dieser „Ziti
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erweise" genügt es, 
das Dokument zu lesen ).

Wir brauchen nicht die Argumente zu wieder-
holen, die in der CSSR gegen die führende 
Rolle der Partei geltend gemacht worden sind. 
Und so fangen sich auch die Argumente der 
dogmatischen Kritiker in ihrer selbstgelegten

,136) Zu den Ereignissen in der Tschechoslowakei. 
Tatsachen, Dokumente, Presse- und Augenzeugen-
berichte, 1. Folge, Pressegruppe sowjetischer Jour-
nalisten, Moskau 1968, 8. 19.
137) In: Nachrichten ..., a. a. O., S. 170 ff.



Falle: Bewährt sich nach Dubcek die führende 
Rolle der Partei in „dem Maß, indem sie unser 
Volk als politische Führerin betrachtet", was 
„man nicht beschließen (kann)", so ergibt sich 
die „führende Stellung der Partei . .. nicht aus 
ihrer Macht, sondern aus einer richtigen Poli-
tik" 138 ). Die Interventionsparteien hielten es 
mit der Macht: „Die nach leninistischen Maß-
stäben einzige gültige Instanz des objektiven 
Klasseninteresses, die Partei (der CSSR, C. F.), 
mußten sie umgehen, um ein von jeglicher 
Realitätskontrolle ... befreites, rein fingiertes 
Klasseninteresse für die Berechtigung der In-
tervention gel 139tend machen zu können." )

Die Methode, lieber „Die Welt", den „Bayern-
kurier", Brzezinski (Alternative zur Teilung), 
Strauß (The Grand Design) und andere zur Le-
gitimation der Intervention zu zitieren 140)  
und damit sich eher mit den Wünschen der 
Gegner als mit den ernsthaften Vorschlägen 
der sozialistischen Genossen zu solidarisieren, 
ist nur ein Ausdruck der von Unsicherheit be-
herrschten Abriegelung vor jeglichem „Revi-
sionismus" bzw. Ausdruck einer irrationalen 
Solidarität mit der Sowjetunion und dem Mar-
xismus-Leninismus.

Theoretisch relevanter ist die links-sozialisti- 
sche Kritik, die gegen die Neuorganisation des 
gesamten Gesellschaftsgefüges vorgetragen 
wurde: also gegen die Wiedereinführung von 
Parlamentarismus, Pluralismus, „bürgerlicher" 
Pressefreiheit, gegen die Betonung der Ware- 
Geld-Beziehungen, gegen ungenügende Selbst-
verwaltungs- bzw. fehlende Rätevorstellungen. 
Es wäre sicherlich eine eigene Untersuchung

138) „tagebuch", Wien, März/April 1968, S. 20. (Rede 
am 6. 3. 1968 vor Kladnoer Arbeitern. Zit. bei 
Y. Karsunke, Böhmische Dörfer, in: Kürbiskern, 
H. 1, München 1969, S. 80.
139) O. Negt, Das Ende des Stalinismus, in: Prag 
und die Linke, hrsg. v. N. Weißenborn, Hamburg 
1968 (= konkret extra 2), S. 28.
140) B. Hartmann, Die Ereignisse in der ÖSSR aus 
marxistischer Sicht, in: Blätter für deutsche und in-
ternationale Politik, H. 9, XIII. Jg., 1968, S. 915 
bis 944. Vgl. ferner F. Hitzer, Imperialistische Stra-
tegie und die Ereignisse in der CSSR, in: Kürbis-
kern, a. a. O., S. 113—139; E. Högemann-Ledwohn, 
Auf dem Rückweg zum Kapitalismus?, in: Kürbis-
kern, a. a. O., S. 140—167; F. Schmid, Demokratisie-
rung und Liberalisierung, in: Kürbiskern, a. a. O., 
S. 87—112. Des weiteren J. Alexandrow, Attacke 
gegen die sozialistischen Grundlagen in der CSSR, 
Prawda vom 11. Juli 1968.

wert, die gesamte Kritik am Reformprozeß 
klassifizierend darzustellen. Da das hier nicht 
geschehen kann, möchte ich nur die letzte Fra-
gestellung herausgreifen.

Für die Sowjetunion ergab sich bisher die Fra-
ge einer (relativ) autonomen Selbstverwaltung 
in Form von Räten — abgesehen von den er-
sten vier Jahren nach der Revolution — nicht. 
Denn teilweise Dezentralisierung von Ent-
scheidungen ist noch keine Selbstverwaltung 
oder gar Rätedemokratie.

In der CSSR selbst ist die Frage der Rätede-
mokratie nicht bzw. nur in der Form einer 
„Selbstverwaltung der Produzenten", der „Ge-
nossenschaftsdemokratie" oder eines „breiten 
Selbstverwaltungssystems" (Sik) gestellt wor-
den. Am ehesten stand noch das jugoslawische 
Modell zur Debatte. Doch gerade die Kenntnis 
der jugoslawischen Erfahrungen gab zu den-
ken: Man wollte die Gefahren einer allzu ver-
selbständigten Autonomie der Betriebe und 
einer nicht fachlich qualifizierten Leitung aus-
schalten. Das hieß, daß man alle Selbstverwal-
tung von Betrieben faktisch aufteilte in eine 
„unternehmerische" Autonomie 
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der Leitung, 
die zwischen den „Bojen der Kredit-, Preis-, 
Lohn- und anderen Bedingungen segeln" )  
muß, und die Werktätigenräte, die diese Lei-
tung kontrollieren und „sich zu den grund-
sätzlichen, langfristigen Entwicklungsfragen 
des Unternehm

142

ens . . . äußern (sollten), ohne 
dabei die Verantwortlichkeit des Direktors für 
endgültige Beschlüsse einzuschränken" ).

Auch die „unternehmerische" Autonomie soll-
te sich nicht im luftleeren Raum bewegen, um 
nur in die eigene Tasche zu wirtschaften — 
eine Gefahr, die in Jugoslawien zum soge-
nannten Betriebs- und Regionalegoismus ge-
führt hat. Vielmehr sollte ein ständiger Dialog, 
der die Ergebnisse der Marktbeziehungen er-
gänzen und mitbestimmen sollte, zwischen den 
Planungsbehörden, „experimentellen Kommis-
sionen", Wirtschaftsräten und den Betrieben 
ein sowohl effektives wie gesamtgesellschaft-
lich rationales Wirtschaften ermöglichen.

141) O. Sik, Zu den Fragen der Gegenwart, in: 
R. Deppe, B. Heinrich und M. Bärmann, Die Tsche-
choslowakei von 1945—1968. Zwischen Kapitalis-
mus und Revolution. Mit einem Aufsatz von O. Sik 
und einer Einleitung von H. J. Krahl, Frankfurt/M. 
1968 (= Voltaire Flugschrift 26), S. 51.
142) Ebda., S. 46.



Das bedeutete also keineswegs ein Rätesy-
stem, sondern eher eine Mischform aus kom-
munaler und betrieblicher Selbstverwaltung 
und einem nationalen und föderativen Reprä-
sentativsystem, das das demokratische „Ge-
samtinteresse" nicht nur wahren, sondern 
eben erst erstellen sollte. Entgegen den Vor-
stellungen, die Sozialismus nur in einem Räte-
system verwirklicht sehen können143 ), war 
man in der CSSR realistisch genug, ein reines 
Selbstverwaltungssystem nicht zu installieren. 
Gerade dem Staat als Ausdruck des Gesamt-
verbandes sind heute so viele koordinierende 
und planende Aufgaben zugefallen, daß es 
meines Erachtens ein falscher Tribut an die 
identitätsdemokratische Idee gewesen wäre, 
aus der spontanen Übereinstimmung von Par-
tei und Bürgern schon die Reife und Fähigkeit 
für einen Räte„staat" zu folgern.

143) Anders zum Beispiel die chinesische Variante, 
die — eine Mischung aus Staats- und Anarchokom-
munismus — jegliche „Demokratisierung" abge-
lehnt hat, da das zur „Sozialdemokratisierung" 
führe. Auch F. Castro hat den Selbstverwaltungs-
sozialismus Jugoslawiens — im Zusammenhang mit 
der Intervention in der CSSR — einen „bourgeoisen 
Liberalismus . . . der sogenannten Kommunisten Ju-
goslawiens" genannt. (Die Tschechoslowakei auf 
dem Weg in die Konterrevolution, in: Prag und 
die Linke, a. a. O., S. 49.)
144) K. Korsch, Grundsätzliches über Sozialisierung, 
in: ders., Schriften zur Sozialisierung, hrsg. u. ein-
geleitet von E. Gerlach, Frankfurt/M. 1969 (= Theo-
rie und Praxis der Gewerkschaften), S. 81.
145) Ebda., S 82.

Die sich aus den anarchistischen Wurzeln 
(Bakunin, Proudhon, Blanqui) nährende Theo-
rie der Kommune als Modell einer arbeiten-
den, vollziehenden und aneignenden Selbst-
verwaltung ist zumindest im heutigen Stadium 
der Gemeinwirtschaft, wo der Gegensatz zwi-
schen Produzenten- und Konsumenteninteres-
se 144)  fortbesteht, strikt nicht durchführbar. 
Allein eine Mitbestimmung der „arbeitenden 
Produktionsbeteiligten" oder ein Kontrollrecht 
der Allgemeinheit könnten allmählich eine Be-
wußtseinsbildung (Sozialisierung der Bildung) 
aller Werktätigen herbeiführen, die als Mo-
ment einer sozialistischen Gesamtstrategie die 
„Notwendigkeit der Räte für
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 den Aufbau der 
klassenlosen und staatenlosen sozialistischen 
Gesellschaft" ) antizipieren könnte, wie 
überhaupt die Schaffung des neuen selbstbe-
wußten Menschen Vorbedingung für eine sich 

selbst verwaltende Gesellschaft wäre. Immer-
hin hat man sich in der ÖSSR, wie wir gese-
hen haben, darüber ausführlich Gedanken ge-
macht!

So muß sich meines Erachtens fast jede Kritik 
aus rätesozialistischer Sicht das Gegenargu-
ment gefallen lassen, daß eine heutige Einfüh-
rung — bei bestehender Staatsverwaltung und 
notwendiger Bürokratie — an den historisch-
ökonomischen und sozialen Gegebenheiten 
vorbeigeht; abgesehen von den pr

146

inzipiellen 
Einwänden, die (auch von sozialistischer Seite) 
angeführt werden können ). Das bis in die 
letzte gesellschaftliche Entscheidung durchge-
führte demokratische Identitätsprinzip, ver-
waltet von der Partei, muß ohne das ergänzen-
de liberal (-demokratische) Prinzip der indivi-
duellen Autonomie notwendig in eine bloß for-
mal von Räten regierte autoritär-zentralisti-
sche Sowjet(Räte)-Union umschlagen. Die Kri-
tik in der ÖSSR hat das deutlich gemacht. Und, 
um auf unseren Ausgangspunkt zurückzukom-
men: Karvas' Demokratiebegriff entbehrt mei-
nes Erachtens dieser liberalen Komponente, die 
auch nicht dadurch ausgenommen wird, daß er 
von „wirklicher Demokratisierung" spricht. 
Allzu leicht kann die „Verallgemeinerung der 
Entscheidung und der Verantwortung" in dem 
Augenblick, in dem individuelle und opposi-
tionelle Meinung — die notwendig einer ge-
wissen „verantwortungslosen" Distanz be-
darf — mit dem Interesse des „wirklichen Kol-
lektivismus" kollidiert, mit diesem für unver-
einbar erklärt werden.

Das Pathos der Revolution, das „aktuellste an 
der Leninschen Lehre . . . von der sozialisti-
schen Revolution, vom sozialistischen Staat 
und von der revolutionären marxistisch-lenini-
stischen Partei" (Strougal), wird immer dann 
bemüht, wenn die herrschenden Verwalter der 
Revolution sich bedroht fühlen. Denn „ein 
Kommunist soll offenherzig, ehrlich und aktiv 
sein, das Interesse der Revolution allem ande-
ren im Leben voranstellen, seine persönlichen 
Interessen den Interessen der Revolution un-
terord 147nen ..." ).

146) Vgl. U. Bermbach, Ansätze zu einer Kritik des 
Rätesystems, in: Berliner Zeitschrift für Politologie, 
9. Jg„ Nr. 4., Dez. 1968, S. 21—31.
147) Mao Tse-tung, Gegen den Liberalismus, Peking 
1952, S. 6.



Aber revolutionärer Elan läßt sich nicht über 
Jahrzehnte perpetuieren; gerade die Nichtbe-
folgung der in der angeblich revolutionären 
Situation geforderten Disziplin — von Mao ge-
kennzeichnet als Charakteristikum des Libe-
ralismus 148 ) — führte in der CSSR zu einer 
„ko

149
ntrollierten Revolution", als die „geistigen 

Partisanen" )  „verantwortungslos" trans-

148) Ebda., S. 2.
149) E. Fischer, Geistige Partisanen, über Macht und 
Ohnmacht der Intellektuellen in der sozialistischen 
Welt, in: Die Zeit von 15. 3. 1968, S. 32.

zendierende Kritik am bestehenden System 
üben konnten. Der Wunsch nach freier Entfal-
tung eines jeden mußte die hermetischen Ge-
setzmäßigkeiten und die staatlichen Institutio-
nen aufsprengen, denn „die Demokratie geht 
vom Menschen aus und macht den St

150

aat zum 
verobjektivierten Menschen ... Der Mensch 
ist nicht des Gesetzes, sondern das Gesetz ist 
des Menschen wegen da." )

150) K. Marx, Kritik des Hegeischen Staatsrechts, in: 
MEW., Bd. 1, Berlin 1956, S. 231.


